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Zu der Kleinen Anfrage 279 der Fraktion der FDP nehme ich im 
Benehmen mit dem Herrn Bundesminister für Familienfragen wie 
folgt Stellung: 

Das Kindergeldgesetz geht von dem Grundgedanken aus, daß jeder 
Wirtschaftszweig die sich aus der Kindergeldzahlung ergebenden 
Lasten in erster Linie selbst tragen soll. Nach § 14 Abs. 3 des 
Kindergeldgesetzes hat der Gesamtverband der Familienausgleichs- 
kassen einen angemessenen Ausgleich durchzuführen, wenn sich 
unzumutbare Unterschiede in der Belastung bei den für die ver- 
schiedenen Zweige der gewerblichen Wirtschaft errichteten Familien- 
ausgleichskassen ergeben. 

Für die Feststellung, ob unzumutbare Unterschiede bestehen, hat 
der Gesamtverband die Höhe der Beitragssätze nicht als geeignetes 
Merkmal angesehen, weil in dem Beitragssatz Bestandteile enthalten 
sind, die zur Bildung eines Betriebsstocks und der Rücklage dienen, 
und die Selbstverwaltung bei den einzelnen Famiüenausgleichskassen 
von der Möglichkeit einer Beitragserhebung für diese Zwecke In 
unterschiedlichem Ausmaß Gebrauch gemacht hat, so daß sich in 
den Beitr.igssätzen die wirkliche Belastung durch die Kindergeld- 
zahlung nicht einwandfrei widerspiegelt. Hinzu kommt, daß die 
Höhe des Beitragssatzes auch durch die Entscheidung der Selbst- 
verwaltung über die Heranziehung von Selbständigen mit einem 
Einkommen unter 4800 DM zu Beiträgen beeinflußt wird. Der 
Gesamtverband hat daher mit Recht der Berechnung der Belastung 
nur die reinen Aufwendungen an Kindergeld bei den einzelnen 
Kassen zugrunde gelegt. Er hat es weiter für richtig angesehen, 
dieser Belastung im Hinblick auf die Betriebe mit hohem Lohn- 
niveau nicht nur die Lohnsumme, sondern auch die Zahl der Er- 
werbstätigen in den einzelnen Wirtschaftszweigen gegenüberzustellen, 
und zw^ar mit Hille einer Schlüsselzahl, die Lohnsumme und Kopf- 
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zahl im Verhältnis 1 : 1 berücksichtigt. Der Vorstand des Gesamt- 
verbandes hat schließlich die Auffassung vertreten, daß ein völliger 
Ausgleich der unterschiedlichen Belastung mit den Vorschriften des 
Kindergeld gesetzes nicht vereinbar sei. Er hat eine Familienaus- 
gleichskasse nur dann als empfangsberechtigt für den zentralen Aus- 
gleich anerkannt, wenn ihre Belastung mehr als 20 v, H. über dem 
Durchschnitt liegt. Zu Ausgleichszahlungen herangezogen hat er 
alle Familienausgleichskassen, die unter der durchschnittlichen Be- 
lastung liegen, und zwar grundsätzlich in Höhe des Unterschieds- 
betrages, jedoch mit der Maßgabe, daß die Ausgleichsleistungen und 
der im Kindergeldgesetz vorgesehene Zuschuß für die landwirtschaft- 
lichen Familienausgleichskassen zusammen 40 v. H. der eigenen Auf- 
wendungen für Kindergeld nicht übersteigen. 

Bei einer Durchführung des Ausgleichs nach diesen Grundsätzen 
kann man nach Auffassung der Bundesregierung von einem „Ver- 
sagen der Selbstverwaltung“ nicht sprechen, auch wenn man die ge- 
fundene Lösung nicht für die beste halt. Insbesondere kann man 
dem Vorstand des Gesamtverbandes keinen Vorwurf daraus machen, 
daß er sich bemüht hat, bei der Durchführung des Ausgleichs den 
Grundgedanken des Gesetzes, wonach jeder Wirtschaftszweig seine 
Kindergeldlast im Prinzip selbst tragen soll, weitgehend zu er- 
halten und deshalb gegenüber einem totalen Ausgleich gewisse Ein- 
schränkungen gemacht hat, die mit dazu geführt haben, daß auch 
nach dem Ausgleich die Beitragshöhe nicht unbeträchtliche Unter- 
schiede auf weist. (Der höchste Beitragssatz beträgt z. Z. im übrigen 
nicht 1,8 V. H., sondern - bei 2 FamiHenausgleichskassen - 1,5 v. H. 
der Lohnsumme, während er bei der großen Mehrzahl der Familien- 
ausgleichskassen zwischen 0,8 und 1,3 v. H. liegt.) Daß die ge- 
troffene Regelung zum Teil auf sehr starken Widerspruch gestoßen 
ist, kann bei der Schwierigkeit des Problems nicht überraschen. Ein 
weitergehender Ausgleich hätte zwar die derzeitigen Kritiker zu- 
friedengestellt, jedoch mit Sicherheit einen nicht geringeren Wider- 
spruch bei denjenigen Kreisen der Wirtschaft hervorgerufen, die dann 
zu stärkeren Ausgleichsleistungen hätten herangezogen werden müssen. 

Bei der Reform der Kindergeldgesetzgebung wird man den Schwierig- 
keiten, die sich bei der Durchführung des Ausgleichs ergeben haben, 
Rechnung tragen müssen. Dies könnte dadurch geschehen, daß im 
Gesetz selbst für die gesamte Wirtschaft ein einheitlicher Beitrags- 
satz und eine einheitliche Freigrenze für wirtschaftlich schwache 
Unternehmen eingeführt werden. Eine solche Lösung befürwortet 
für die Zukunft auch der Vorstand des Gesamtverbandes. Die be- 
absichtigte Änderung der Kindergel Jgesetzgebung kann jedoch kein 
Grund sein, die von der Selbstverwaltung für das Jahr 1955 ge- 
troffene Regelung, die dem System des derzeitigen Gesetzes ent- 
spricht, rückwirkend abzuändern. 


Storch 



